
 

Auszug aus dem Hessischen Gesetz über Naturschutz 
und Landschaftspflege  

(Hessisches Naturschutzgesetz - HENatG) 

Vom 19. September 1980 
GVBl. I S. 309 

in der Fassung vom 16. April 1996 
GVBl. I S. 145 

 Sechster Abschnitt 
Umsetzung der Zoo-Richtlinie 

 § 27 Betreiberpflichten 

§ 28 Betriebserlaubnis von Zoos 

§ 29 Verfahren zur Erteilung der Betriebserlaubnis 

§ 27 Betreiberpflichten 

Zoos müssen folgende Anforderungen nach Art. 3 der Zoo-Richtlinie erfüllen: 

1. Die Haltungsbedingungen in Zoos müssen stets hohen Anforderungen genügen, die 
den biologischen und den Erhaltungsbedürfnissen der jeweiligen Art Rechnung tragen, 
insbesondere durch 

a) diesen Bedürfnissen gerecht werdende, artgerechte Ausgestaltung der Gehege und 

b) Einrichtung eines Programms der tiermedizinischen Vorbeugung und Behandlung sowie 
der Ernährung. 

2. Sie fördern die Aufklärung und das Bewusstsein der Öffentlichkeit in Bezug auf den Er-
halt der biologischen Vielfalt, insbesondere durch Information über die zur Schau gestell-
ten Arten und ihre natürlichen Lebensräume. 

3. Sie haben sich entsprechend ihren besonderen Fähigkeiten und Möglichkeiten nach 
Maßgabe der Betriebserlaubnis zumindest an einer der nachfolgenden Aktivitäten zu 
beteiligen: 

a) an Forschungsaktivitäten, die zur Erhaltung der Arten beitragen, einschließlich dem 
Austausch von Informationen über die Arterhaltung oder 

b) an der Aufzucht in Gefangenschaft, der Bestandserneuerung  
oder der Wiedereinbürgerung von Arten in ihren natürlichen Lebensraum oder 

c) an der Ausbildung in erhaltungsspezifischen Kenntnissen und Fertigkeiten. 

4. Sie beugen dem Entweichen von Tieren vor, um eine mögliche ökologische Bedrohung 
einheimischer Arten zu verhindern. 

5. Sie beugen dem Eindringen von Schadorganismen vor. 
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6. Sie führen in einer den verzeichneten Arten jeweils angemessenen Form ein Register 
über den Tierbestand, das stets auf dem neusten Stand gehalten wird. 

§ 28 Betriebserlaubnis von Zoos 

(1) Die Errichtung, die wesentliche Änderung und der Betrieb eines Zoos bedarf einer Be-
triebserlaubnis der oberen Naturschutzbehörde. Die Betriebserlaubnis darf, unbeschadet 
tierschutz- und tierseuchenrechtlicher Bestimmungen und vorbehaltlich der Konkretisie-
rung oder einer Freistellung im Einzelnen nach Abs. 2, nur erteilt werden, wenn die Einhal-
tung der Betreiberpflichten im Sinne des § 27 gesichert erscheint. Sofern ein Zoo nach 
§ 11 Abs. 1 Nr. 2a des Tierschutzgesetzes in der Fassung vom 25. Mai 1998 (BGBl. I S. 
1106, 1818), zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785), 
einer Erlaubnis bedarf, muss diese vor Erteilung der Betriebserlaubnis vorliegen. 

(2) In der Betriebserlaubnis sind, soweit dies nicht Inhalt der tierschutzrechtlichen Erlaub-
nis sein kann, die Betreiberpflichten des § 27 einzelfallbezogen festzulegen. Die Betriebs-
erlaubnis kann mit weiteren Nebenbestimmungen versehen werden. Sie kann nachträglich 
geändert werden, um die Anforderungen an die Haltung von Tieren in Zoos dem Stand der 
Wissenschaft anzupassen. 

(3) Die Einhaltung der Betriebserlaubnis ist durch regelmäßige Inspektionen zu überwa-
chen und sicher zu stellen. Den Naturschutzbehörden und den von ihnen Beauftragten 
sind alle notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen; § 50 des Bundes-
naturschutzgesetzes findet Anwendung. 

§ 29 Verfahren zur Erteilung der Betriebserlaubnis 

(1) Erfüllt ein Zoo die Voraussetzungen für die Erteilung einer Betriebserlaubnis nicht, so 
ist spätestens bis zum 9. April 2003 

1. die Betreiberin oder der Betreiber durch geeignete Auflagen zu verpflichten, die nach 
§ 27 vorgesehenen Betreiberpflichten zu erfüllen (Vorläufige Betriebserlaubnis) und 

2. der Zoo oder ein Teil davon für die Öffentlichkeit zu schließen, wenn dies der Errei-
chung der Ziele der Zoo-Richtlinie dienlich ist. 

(2) Erfüllt die Betreiberin oder der Betreiber die Vorgaben nach Abs. 1 Nr. 1 nicht innerhalb 
einer festzusetzenden, angemessenen Frist, die zwei Jahre nicht übersteigen darf, so ist 
der Zoo in dem Umfang zu schließen, wie er rechtswidrig ist. Entsprechendes gilt, wenn 
die Betreiberin oder der Betreiber eines Zoos Betreiberpflichten oder andere Nebenbe-
stimmungen einer bereits erteilten Betriebserlaubnis nicht einhält. Die obere Naturschutz-
behörde widerruft die Genehmigung ganz oder teilweise. 

(3) Die von der Schließung nach Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 betroffenen Tiere sind vom Ver-
fügungsberechtigten angemessen und im Einklang mit dem Zweck und den Bestimmun-
gen der Zoo-Richtlinie zu behandeln. Ist dies nach den Umständen des Einzelfalls nicht 
möglich, ergreift die obere Naturschutzbehörde geeignete Maßnahmen, um dies sicherzu-
stellen. 


